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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit erwuchs aus einem gemeinsamen Aufsatz der Auto-
ren zur Notwendigkeit einer verfassungskonformen  Reduktion des § 565 
Abs. 2 S. 2 BGB, der im Jahre 1995 in der Juristenzeitung erschienen ist. Bei 
dessen Ausarbeitung bestand die Schwierigkeit, daß wesentliche Grundfragen 
der juristischen Methodik, namentlich die Auslegung und Korrektur von 
Rechtsnormen betreffend,  nach wie vor weitgehend ungeklärt sind und daß es 
dementsprechend keine allseits anerkannten methodischen Grundsätze gibt, 
die der Lösung eines konkreten Problems unbesehen zugrundezulegen wären; 
es erschien deshalb geboten, vorab die eigenen methodischen Grundpositionen 
darzulegen. Die diesbezüglichen " Vorüberlegungen " nahmen jedoch alsbald 
einen solchen Umfang an, daß sie den Rahmen des geplanten, auf eine spezifi-
sche Problematik hin ausgerichteten Aufsatzes gesprengt hätten. Wir haben 
uns deshalb dazu entschlossen, die methodischen Erwägungen in jenem Bei-
trag auf das zur Lösung des konkreten Problems unverzichtbare Maß zu be-
schränken und unsere allgemeinen Überlegungen zur juristischen Methodik in 
einer gesonderten Arbeit zu veröffentlichen,  die hiermit vorgelegt wird. 

Die Entstehungsgeschichte der Arbeit und die enge Verflechtung zwischen 
den einzelnen Problemkreisen haben es mit sich gebracht, daß eine echte Auf-
gabenteilung zwischen den Autoren nicht stattfand. Trotz der Vielzahl der be-
handelten Fragen handelt es sich also um ein echtes Gemeinschaftswerk, bei 
dem jeder Autor für den gesamten Inhalt die volle wissenschaftliche Verant-
wortung trägt. 

Herrn Professor Dr. Norbert Simon danken wir für die Aufnahme der Ar-
beit in die "Schriften zur Rechtstheorie" des Verlages Duncker & Humblot 
und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Verlages für die freundliche 
Betreuung der Veröffentlichung. 

Mannheim, im März 1996 
Dirk  Looschelders  und Wolf  gang Roth 
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Α. Einleitung 

Die Beachtung methodischer Grundsätze ist fur eine rationale sowie die 
Bindung des Rechtsanwenders an "Gesetz und Recht" (Art. 20 Abs. 3 GG) 
wahrende Rechtsfindung unerläßlich1. Ein Gericht verstieße infolgedessen 
gegen das Grundgesetz, wenn es zu seiner Entscheidung "auf einem methodi-
schen Wege gelangte, der die dem Richter bei der Rechtsfindung gezogenen 
verfassungsrechtlichen Grenzen mißachtete", selbst wenn das Ergebnis als 
solches dem Grundgesetz nicht widerspräche2. Von den verfassungsrechtli-
chen Implikationen einer methodisch inkorrekten Rechtsanwendung abgese-
hen, stellt sich aber ohnehin die grundsätzliche Frage nach der richtigen - und 
das heißt in diesem Zusammenhang vor allem gesetzmäßigen3 - Entscheidung 
konkreter Fälle. Streit- und Zweifelsfragen  hinsichtlich der juristischen Me-
thodik, namentlich die Auslegung, Korrektur und Ergänzung von Rechtsnor-
men betreffend,  haben daher keineswegs bloß theoretische Relevanz. Wenn 
angesichts dieser eminenten Bedeutung der Methodik in der Literatur mitunter 
die praktische Brauchbarkeit der herkömmlichen juristischen Methoden in 
Zweifel gezogen4 oder gar gesagt wird, "für jedes ... Urteil kann man sich 
ein gegenteilig ausgefallenes Urteil vorstellen, das methodologisch nicht we-
niger überzeugend begründet wäre"5, so belegt dies eindrucksvoll, daß - und 
in welchem Maße - wesentliche Probleme der Rechtsanwendung bis heute un-
geklärt sind6. 

1 Zur Notwendigkeit der Beachtung methodischer Grundsätze bei der Rechtsfin-
dung vgl. Bydlinski,  AcP 188 (1988), 485 ff.;  Engisch,  Einführung, S. 242 f. Anm. 
82d; Hassold,  Larenz-FS (1983), S. 211 ff.;  Larenz,  Methodenlehre, S. 6 f., 210 f.; 
Larenz/Canaris,  Methodenlehre, S. 31 f.; Looschelders,  Anpassung, S. 76; Säcker, 
in MünchKomm BGB, Einl. Rn 96; Raisch,  Nutzen, S. 25 ff.;  Wank,  Rechtsfort-
bildung, S. 78 f.; speziell zum Problem der Rechtsfindung durch Losentscheid 
Depenheuer,  JZ 1993, 171 ff. 

2 BVerfGE 34, 269, 280; ferner  BVerfGE 49, 304, 314. 
3 Vgl. BVerfGE 54, 117, 125 zum Verständnis der Richtigkeit einer Entscheidung 

als deren Gesetzmäßigkeit. 
4 Vgl. etwa Esser,  Vorverständnis, S. 7, 126 ff.;  Hesse,  Verfassungsrecht,  Rn 59; 

Krawietz,  JuS 1970, 430 f.; Kriele,  Theorie der Rechtsgewinnung, S. 24 ff.;  Ryffel, 
Rechts- und Staatsphüosophie, S. 393. 

5 Ädomeit,  JZ 1980, 344. 
6 Vgl. hierzu statt vieler Bydlinski,  AcP 188 (1988), 480 f.; Engisch,  Einführung, 

S. 96, 242 f. Anm. 82d; Schroth,  Hermeneutik, S. 364; ferner  Depenheuer y  JZ 1993, 

1 Looscheldcrs / Roth 



2 Α. Einleitung 

Zur Erarbeitung einer juristischen Methodik kommen verschiedene Ansatz-
punkte in Betracht. So ließe sich der Versuch unternehmen, auf der Grundlage 
allgemeiner rechtsphilosophischer oder hermeneutischer Erwägungen eine 
juristische Methodenlehre zu entwickeln, die für alle Zeiten und Rechts-
gemeinschaften gültig ist. Die Schwäche eines solchen Ansatzes wäre indes, 
daß sich aus generellen und insofern auch vagen Prinzipien nur schwerlich 
spezifische Vorgaben fur eine juristische Methodik in einer konkreten Rechts-
ordnung ableiten lassen; je allgemeiner die Ausgangshypothesen sind, desto 
allgemeiner müssen die noch stringent begründbaren Folgerungen sein. Ver-
steht man die juristische Methodik hingegen nicht in einem solchen übergrei-
fenden Sinn, sondern als Handwerkszeug7, mit dessen Hilfe Ziele verfolgt 
werden sollen, die von einer konkreten Rechts- und insbesondere Verfas-
sungsordnung vorgegeben werden8, so erhellt, daß die Methodik der Rechts-
anwendung maßgeblich durch die jeweiligen (verfassungs-) rechtlichen Ver-
hältnisse geprägt sein muß, in welche die Anwendung der Gesetze eingebettet 
ist9. Je ähnlicher sich zwei Rechtsordnungen sind, umso ähnlicher werden 
zwar auch die Handwerksmittel sein, derer sich die jeweils in diesen Rechts-
ordnungen arbeitenden Juristen bedienen; gleichwohl mag es auch hier Be-
sonderheiten geben, denen nur bei einem auf die konkreten Verhältnisse be-
zogenen methodischen Ansatz in angemessener Weise Rechnung getragen 
werden kann10. Durch die Bezugnahme auf eine konkrete (Verfassungs-) 
Rechtsordnung wird zwar einerseits der Anspruch einer Methodenlehre relati-
viert11. Andererseits ist es auf dieser Basis aber möglich, eine Reihe methodi-

171: "Die Vielfalt anerkannter sowie angewandter Interpretationsmethoden vermittelt 
nicht nur Außenstehenden den Anstrich von Zufälligkeit, ja Beliebigkeit der juristi-
schen Entscheidungsfindung". 

7 Vgl. Fikentscher,  Methoden I, S. XIX ("Methodik ist Handwerkszeug, nicht 
mehr"); ferner  Esser,  JZ 1975, 555 f.; Wank,  Rechtsfortbildung, S. 78 ff. 

® Zur Bedeutung verfassungsrechtlicher  Vorgaben für die Methodik der Rechtsan-
wendung vgl. Engisch,  Einfuhrung, S. 94 f.; Göldner,  Larenz-FS (1983), S. 199 ff.; 
Koch/Rüßmann y  Juristische Begründungslehre, S. 179, 182 ff.;  Neuner,  Rechtsfin-
dung, S. 88 ff.;  Roellecke,  WDStRL 34 (1976), 7, 38 f.; Schlehofer,  JuS 1992, 572 
ff.;  Wank,  Rechtsfortbildung, S. 82 ff.;  Zippelius,  Methodenlehre, S. 44 ff. 

9 Vgl. Staudinger/Coing,  BGB, Einl. Rn 137. Roellecke,  FG BVerfG II, S. 24 
unterscheidet dementsprechend zwischen "verfassungstranszendenten" Auslegungsre-
geln, die in jeder Rechtsordnung herangezogen werden können, und "verfassungs-
immanenten" Regeln, die sich allein aus einer bestimmten Ordnung ergeben; zweifel-
haft erscheint allerdings, inwieweit die von ihm als "verfassungstranszendent"  ange-
sehenen Regeln wirklich allgemein gelten. 

1 0 Zu den besonderen Problemen bei der Auslegung und Anwendung von europäi-
schem und ausländischem Recht s. unten D. V. 3. c) und d). 

1 1 Vgl. Engisch,  Einführung, S. 92 ff.,  242 Anm. 82d; ferner  Sax,  Analogieverbot, 
S. 75: "Relativität der Auslegung", die "die Ableitung allezeit  und  allerorts,  nicht da-
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scher Zweifelsfragen  eindeutig zu beantworten oder zumindest Leitlinien fur 
ihre Lösung zu entwickeln. 

Die vorliegende Arbeit stellt die Grundsätze der juristischen Methodik des-
halb vor dem Hintergrund der in Deutschland geltenden Verfassungsordnung 
dar. Eines ihrer wesentlichen Ziele liegt darin, die verfassungsrechtlichen 
Vorgaben fur die juristische Methodik herauszuarbeiten und die Folgerungen 
darzulegen, die sich hieraus für die praktische Arbeit des Rechtsanwenders, 
namentlich des Richters, ergeben. Die Rechtsanwendung wird dabei als ein 
gedanklicher Prozeß verstanden, der in mehreren aufeinander aufbauenden 
Stufen verläuft, die der Rechtsanwender nacheinander zu beschreiten hat, da-
mit er die ihm unterbreiteten Lebenssachverhalte in methodisch korrekter 
Weise beurteilen kann. Überlegungen zur Methodik sind notwendigerweise 
ziemlich abstrakt, da sie nicht die Lösung konkreter Probleme zum Gegen-
stand haben, sondern sich auf jene "Werkzeuge" beziehen, mit denen im kon-
kreten Fall operiert werden kann; wenn diese Werkzeuge aber in einer un-
überschaubaren Vielzahl von Fällen einsetzbar sein sollen, so müssen sie 
schon ihrer Natur nach abstrakt sein. Deshalb erschien es sinnvoll, die kon-
krete Handhabung der juristischen Methoden an zahlreichen Beispielen zu 
demonstrieren. Diese Beispiele wurden bewußt samtlichen großen Rechtsge-
bieten entnommen, da die im Prozeß der Rechtsanwendung zu beachtenden 
methodischen Grundsätze für alle Rechtsgebiete gleich sind; auf etwaige ma-
teriellrechtliche Besonderheiten, die den Rechtsanwendungsprozeß beeinflus-
sen können (wie etwa das strafrechtliche Analogieverbot), wird an geeigneter 
Stelle hingewiesen. Die zum Teil recht ausfuhrliche Erörterung der Beispiele 
soll und kann nicht die Herleitung und Begründung der methodischen Grund-
sätze ersetzen. Sie soll aber die bei der Untersuchung konkreter Fallprobleme 
einzuschlagende Vorgehensweise verdeutlichen und illustrieren sowie die 
praktische Brauchbarkeit der hier entwickelten juristischen Methodik im Pro-
zeß der Rechtsanwendung aufzeigen. 

Die Arbeit beginnt mit einer Untersuchung der Frage, zu welchem Zweck 
die juristischen Methoden im Prozeß der Rechtsanwendung überhaupt einge-
setzt werden (B.), denn nach diesem Zweck müssen sich Verständnis, Funkti-
onsweise und konkreter Einsatz der verschiedenen Methoden bestimmen. 
Ausgangspunkt ist die Funktion des Gesetzes, dem Rechtsanwender als Ent-
scheidungsmaßstab zu dienen (Β. I.). Damit das Gesetz diese Funktion erfül-
len kann, muß der Rechtsanwender seinen Inhalt durch Auslegung ermitteln. 
Die zentrale Weichenstellung für die gesamte juristische Methodik ist, an 

gegen jetzt  und  hier  eindeutig richtiger Ergebnisse unmöglich macht" (Hervorhebun-
gen im Original). Zur unterschiedlichen Methodik in den einzelnen Rechtskreisen ein-
gehend Fikentscher,  Methoden I - III; zu den historischen Wandlungen der Methoden-
lehre vgl. Raisch,  Methoden, S. 5 ff. 

1* 




